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GESETZBLATT
FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Tag I N H A LT  Seite

Gesetz für nachhaltige Finanzanlagen in 
Baden-Württemberg und zur Änderung 

weiterer Vorschriften

Vom 7. März 2023

Der Landtag hat am 1. März 2023 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Gesetz für nachhaltige Finanzanlagen  
in Baden-Württemberg (NaFiBWG)

A B S C H N I T T  1

Allgemeines

§ 1

Ziel des Gesetzes

Ziel dieses Gesetzes ist es, die Finanzanlagen im Ein-
flussbereich des Landes Baden-Württemberg unter Be-
achtung der wirtschaftlichen Grundsätze Sicherheit, 
Rentabilität und Liquidität an ökologischen Kriterien, 
insbesondere an den Klimaschutzzielen im Sinne dieses 
Gesetzes, sowie an sozialen, ethischen und menschen-
rechtlichen Kriterien auszurichten.

§ 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Begriff

1. »Finanzanlagen« Wertpapiere des Anlagevermögens 
sowie vergleichbare Kapitalmarktinstrumente oder 
 Derivate, die zum Zwecke der reinen Vermögensver-
waltung gehalten werden, wobei der Wert der im jewei-
ligen Portfolio einer einzelnen Organisationseinheit 
verwalteten Finanzanlagen insgesamt eine Summe von 
einer Million Euro oder mehr betragen muss; Beteili-
gungen nach § 65 Landeshaushaltsordnung für Baden-
Württemberg sind von dieser Definition nicht umfasst;

2. »Anlageuniversum« die Gesamtheit aller Anlage-
instrumente in einer bestimmten Anlageklasse oder 
Gruppe von Anlageklassen;

3. »Treibhausgasemissionen« Emissionen von Treib-
hausgasen im Sinne von Artikel 3 Nummer 1 der Ver-
ordnung (EU) 2018/842 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Festlegung ver-
bindlicher nationaler Jahresziele für die Reduzierung 
der Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2021 bis 
2030 als Beitrag zu Klimaschutzmaßnahmen zwecks 
Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Übereinkom-
men von Paris sowie zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 525/2013 (ABl. L 156 vom 19.6.2018, S. 26);
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4. »absolute Treibhausgasemissionen« das Kohlenstoff-
dioxid-Äquivalent in Tonnen im Sinne von Artikel 2 
Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über fluorierte Treibhausgase und zur Auf hebung 
der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 (ABl. L 150 vom 
20. 5. 2014, S. 195); 

5. »Treibhausgas-Emissionsintensität« die absoluten 
Treibhausgasemissionen entlang der Wertschöpfungs-
kette des Unternehmens geteilt durch Millionen von 
Euro des Unternehmenswerts einschließlich Barmit-
teln; auf die Treibhausgasemissionen der Wertschöp-
fungskette des Unternehmens ist abzustellen, soweit 
Daten von zureichender Qualität verfügbar sind.

A B S C H N I T T  2

Geltungsbereich

§ 3

Unmittelbare Geltung

(1) Dieses Gesetz gilt für die Finanzanlagen des Landes 
Baden-Württemberg, die das Land selbst verwaltet oder 
durch Dritte im Auftrag verwalten lässt.

(2) Dieses Gesetz gilt auch für die Finanzanlagen der 
landesunmittelbaren Anstalten des öffentlichen Rechts, 
deren alleiniger Träger das Land Baden-Württemberg ist 
oder für die das Land unbeschränkt haftet, der landes-
unmittelbaren Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
die laufende Mittel aus dem Landeshaushalt erhalten, 
und der vom Land errichteten Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, bei denen das Land alleiniger Stifter ist, sofern 
nicht gesetzlich etwas Abweichendes bestimmt ist.

§ 4

Berücksichtigungspflicht

Für Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die das Land Ba-
den-Württemberg nach Inkrafttreten dieses Gesetzes als 
alleiniger Stifter errichtet, ist im Stiftungsgeschäft zur 
Errichtung der Stiftung bürgerlichen Rechts die Anwen-
dung der Anlagegrundsätze vorzusehen.

§ 5

Hinwirkungsgebot

(1) Bei Unternehmen des Privatrechts und Anstalten des 
öffentlichen Rechts, an denen das Land mehrheitlich be-
teiligt ist, wirkt das Land im Rahmen des rechtlich Mög-
lichen darauf hin, dass die in diesem Gesetz benannten 
Anlagegrundsätze eingehalten werden. Das Hinwir-
kungsgebot gilt auch für die Hafenverwaltung Kehl – 
Körperschaft des öffentlichen Rechts –.

(2) Bei Stiftungen des öffentlichen Rechts und Stiftun-
gen des bürgerlichen Rechts, bei denen das Land Baden-
Württemberg Mitstifter ist, sowie bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bereits bestehenden Stiftungen des bürger-
lichen Rechts, bei denen das Land alleiniger Stifter ist, 
haben die Gremienmitglieder, die aufgrund einer Beset-
zungszuständigkeit des Landes in den Gremien der je-
weiligen Stiftungen vertreten sind, auf eine Einhaltung 
der in diesem Gesetz festgelegten Anlagegrundsätze hin-
zuwirken, soweit dies mit ihren gegenüber der Stiftung 
bestehenden Verpflichtungen vereinbar ist.

A B S C H N I T T  3

Wirtschaftlichkeits- und Nachhaltigkeitskriterien

§ 6

Wirtschaftliche Grundsätze

(1) Zur Erfüllung des Grundsatzes der Sicherheit sollen 
die nach § 13 Absatz 1 vorgeschriebenen Anlagericht-
linien mindestens eine dem Anlagezweck angemessene 
Begrenzung des Anlageuniversums, des Geschäftspart-
nerrisikos und der Anlageformen sowie deren relativen 
Anteil regeln.

(2) Um die Rentabilität zu messen, sollen die nach § 13 
Absatz 1 vorgeschriebenen Anlagerichtlinien geeignete 
Vergleichsindizes definieren. Die Angemessenheit der 
Gebühren für Finanzprodukte und Vermögensverwal-
tung ist regelmäßig zu überprüfen.

(3) Zur Erfüllung des Grundsatzes der Liquidität sollen 
die nach § 13 Absatz 1 vorgeschriebenen Anlagericht-
linien geeignete Festlegungen treffen, die notwendige 
Entnahmen aus der Finanzanlage jederzeit ermöglichen.

§ 7

1,5-Grad-Ziel

(1) Für das Gesamtportfolio jeder einzelnen verwalteten 
Finanzanlage ist eine Orientierung am 1,5-Grad-Ziel des 
Übereinkommens von Paris vom 12. Dezember 2015 
(BGBl. 2016 II S. 1083) wie folgt anzustreben, wobei An-
leihen staatlicher Emittenten unberücksichtigt bleiben:

1. die Treibhausgas-Emissionsintensität oder, falls zu-
treffend, die absoluten Treibhausgasemissionen sollen 
durchschnittlich pro Jahr um mindestens 7 Prozent 
 reduziert werden;

2. die Treibhausgas-Emissionsintensität oder, falls zu-
treffend, die absoluten Treibhausgasemissionen sollen 
mindestens 50 Prozent niedriger sein als die Treib-
hausgas-Emissionsintensität oder die absoluten Treib-
hausgasemissionen des zugrundeliegenden Anlage-
universums;

3. Dividendenwerte sollen in Bezug auf die treibhaus-
gasintensiven Wirtschaftszweige nach Anhang I Ab-
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schnitte A bis H und L der Verordnung (EG) 
Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung der 
statistischen Systematik der Wirtschaftszweige NACE 
Revision 2 und zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 3037/90 des Rates sowie einiger Verordnungen der 
EG über bestimmte Bereiche der Statistik (ABl. L 393 
vom 30. 12. 2006, S. 1) eine aggregierte Risikoposition 
aufweisen, die mindestens der aggregierten Risiko-
position des zugrundeliegenden Anlageuniversums in 
diesen Wirtschaftszweigen entspricht.

(2) Finanzanlagen in Unternehmen sollen ausgeschlos-
sen werden, die 

1. 1 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Explora-
tion, dem Abbau, der Förderung, dem Vertrieb oder 
der Veredelung von Stein- und Braunkohle erzielen;

2. 10 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Explo-
ration, der Förderung, dem Vertrieb oder der Verede-
lung von Erdöl erzielen;

3. 50 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Explo-
ration, der Förderung, der Herstellung oder dem Ver-
trieb von gasförmigen fossilen Brennstoffen erzielen;

4. 50 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Strom-
erzeugung mit einer Treibhausgas-Emissionsintensität 
von mehr als 100 g Kohlenstoffdioxid-Äquivalente je 
Kilowattstunde erzielen.

§ 8

Umweltziele der EU-Taxonomie

In Bezug auf eines oder mehrere Umweltziele nach Arti-
kel 9 der Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 über die Ein-
richtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger 
Investitionen und zur Änderung der Verordnung (EU) 
2019/2088 (ABl. L 198 vom 22. 6. 2020, S. 13) sollen

1. Finanzanlagen in Unternehmen ausgeschlossen wer-
den, bei denen festgestellt wird, dass diese eines oder 
mehrere der Ziele erheblich beeinträchtigen;

2. Finanzanlagen in Unternehmen bevorzugt getätigt 
werden, die nachweislich einen wesentlichen Beitrag 
zu einem oder mehreren der Ziele leisten.

§ 9

Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen

Finanzanlagen in Unternehmen sollen ausgeschlossen 
werden, wenn festgestellt wird, dass sie eines der 17 
Ziele für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Natio-
nen (UN Doc. A/RES/70/1, »Transformation unserer 
Welt: die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung« 
vom 21. Oktober 2015) erheblich behindern.

§ 10

Kontroverse Geschäftsfelder und Geschäftspraktiken

(1) Finanzanlagen in Unternehmen sollen ausgeschlos-
sen werden, die 

1. Waffensysteme oder Schlüsselkomponenten für Waf-
fensysteme herstellen, die unter die in § 11 Satz 1 
Nummer 4 aufgeführten Übereinkommen fallen;

2. Atomenergie produzieren;

3. am Anbau und der Produktion von Tabak beteiligt 
sind;

4. gentechnisch verändertes Saatgut oder gentechnisch 
veränderte Organismen produzieren;

5. gegen die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte vom 16. Juni 2011 (UN Doc. A/HRC/ 
17/31, »Guiding Principles on Business and Human 
Rights: Implementing the United Nations ›Protect, 
Respect and Remedy‹ Framework« vom 21. März 
2011) verstoßen;

6. gegen die Leitsätze der Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung für multinatio-
nale Unternehmen vom 25. Mai 2011 (abrufbar über 
die Internetseite der OECD, ISBN 978-92-64-12235-2) 
einschließlich der Grundprinzipien und Rechte aus den 
in der Anlage 1 zu diesem Gesetz aufgeführten zehn 
Kernübereinkommen, die in der Erklärung der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO) über grundle-
gende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit und ihre 
Folgemaßnahmen vom 18. Juni 1998 festgelegt sind, 
verstoßen.

(2) Finanzanlagen, deren Wert sich von der Preisent-
wicklung an Nahrungsmittel- oder Rohstoffmärkten ab-
leitet, sollen ausgeschlossen werden. 

§ 11

Ausschlüsse bei Staaten

Finanzanlagen in Staaten oder regionalen Gebietskörper-
schaften in Staaten sollen ausgeschlossen werden, die

1. bei der Bewertung der politischen und zivilen Freiheit 
als unzureichend klassifiziert werden;

2. als besonders korrupt eingestuft werden;

3. die in Anlage 2 zu diesem Gesetz aufgeführten von 
Deutschland ratifizierten Menschenrechtsabkommen 
nicht ratifiziert haben;

4. folgende Übereinkommen über Waffensysteme nicht 
ratifiziert haben:

a) Übereinkommen vom 10. April 1972 über das Ver-
bot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung 
bakteriologischer (biologischer) Waffen und von 
Toxinwaffen sowie über die Vernichtung solcher 
Waffen (BGBl. 1983 II, S. 133),
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b) Übereinkommen vom 13. Januar 1993 über das 
Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung 
und des Einsatzes chemischer Waffen und über die 
Vernichtung solcher Waffen (BGBl. 1994 II S. 807),

c) Übereinkommen vom 18. September 1997 über das 
Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstel-
lung und der Weitergabe von Antipersonenminen 
und über deren Vernichtung (BGBl. 1998 II S. 779),

d) Übereinkommen vom 30. Mai 2008 über Streu-
munition (BGBl. 2009 II S. 504),

e) Vertrag vom 1. Juli 1968 über die Nichtverbreitung 
von Kernwaffen (BGBl. 1974 II S. 786);

5. Angriffskriege im Sinne von Artikel 26 des Grund-
gesetzes führen;

6. das Übereinkommen vom 5. Juni 1992 über die biolo-
gische Vielfalt (BGBl. 1993 II S. 1742) nicht ratifiziert 
haben;

7. das Übereinkommen von Paris oder dieses ersetzende 
Übereinkommen nicht ratifiziert haben.

Der völkerrechtlichen Ratifikation eines Abkommens 
nach Satz 1 Nummer 3 und 4 sowie Nummer 6 und 7 
stehen die Annahme, die Genehmigung oder der Beitritt 
als weitere Art der völkerrechtlichen Zustimmung gleich. 
Die fehlende Ratifikation von Abkommen ist unschäd-
lich innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren nach Ab-
schluss der Vertragsverhandlungen unter der Vorausset-
zung, dass das Vorgängerabkommen ratifiziert wurde, 
sofern es ein solches gibt.

A B S C H N I T T  4

Umsetzung und Überwachung

§ 12 

Engagement

Bei Dividendenwerten soll die für die jeweilige Finanz-
anlage zuständige Organisationseinheit im Rahmen der 

Möglichkeiten durch Interaktion und Abstimmung Ein-
fluss auf den Übergang von börsennotierten Unterneh-
men hin zu nachhaltigeren Tätigkeiten geltend machen.

§ 13

Umsetzung

(1) Die in diesem Gesetz festgelegten Anlagegrundsätze 
sind in Anlagerichtlinien von der für die jeweilige Fi-
nanzanlage zuständigen Organisationseinheit im Hin-
blick auf individuelle Anlagebedürfnisse näher zu kon-
kretisieren. 

(2) Bereits bestehende Finanzanlagen sind auf die Ein-
haltung der in diesem Gesetz benannten Kriterien zu 
überprüfen. Sollte sich im Rahmen der Überprüfung her-
ausstellen, dass gegen eines der in diesem Gesetz ge-
nannten Anlagekriterien verstoßen wird, soll die Finanz-
anlage wertschonend zu einem geeigneten Zeitpunkt ver-
äußert werden.

§ 14 

Berichtspflicht

Die Landesregierung legt dem Finanzausschuss im Ab-
stand von zwei Jahren, beginnend ab dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, einen Erfahrungsbericht über die Um-
setzung dieses Gesetzes vor.

§ 15

Überprüfung der Auswirkungen des Gesetzes

Die Auswirkungen dieses Gesetzes werden nach einem 
Erfahrungszeitraum von vier Jahren durch die Landesre-
gierung überprüft. Die Landesregierung unterrichtet den 
Landtag über das Ergebnis der Überprüfung.
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Anlage 1
(zu § 10 Satz 1 Nummer 6)

Die zehn Kernübereinkommen der ILO

Anlage 2
(zu § 11 Satz 1 Nummer 3)

Von Deutschland ratifizierte 
Menschenrechtsabkommen
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Artikel 2

Änderung des Versorgungsrücklagegesetzes

§ 5 Absatz 2 Satz 1 des Versorgungsrücklagegesetzes 
vom 15. Dezember 1998 (GBl. S. 658), das durch Artikel 
7 des Gesetzes vom 24. Juli 2012 (GBl. S. 482, 486) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»Die Mittel des Sondervermögens einschließlich der 
 Erträge sind nach dem Gesetz für nachhaltige Finanz-
anlagen in Baden-Württemberg anzulegen.«

Artikel 3

Änderung des Gesetzes über einen Versorgungsfonds 
des Landes Baden-Württemberg

§ 3 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über einen Ver-
sorgungsfonds des Landes Baden-Württemberg vom  
18. Dezember 2007 (GBl. S. 617), das durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 17. Dezember 2019 (GBl. S. 593) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»Die Mittel des Sondervermögens einschließlich der 
 Erträge sind nach dem Gesetz für nachhaltige Finanz-
anlagen in Baden-Württemberg anzulegen.«

Artikel 4 

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, 7. März 2023

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Dr. Bayaz

 Olschowski Dr. Hoffmeister-Kraut

 Lucha Gentges

 Hermann Hauk

 Razavi Hoogvliet

  Bosch

Verordnung des Innenministeriums zur 
Änderung der Laufbahnverordnung-

Polizeivollzugsdienst

Vom 22. Februar 2023

Auf Grund von § 16 Absatz 2 und § 22 Absatz 4 Satz 1 
und 3 des Landesbeamtengesetzes vom 9. November 
2010 (GBl. S. 793, 794), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 21. Dezember 2022 (GBl. S. 675) geändert 

worden ist, wird im Benehmen mit dem Finanzministe-
rium verordnet:

Artikel 1

Die Laufbahnverordnung-Polizeivollzugsdienst vom  
9. März 2021 (GBl. S. 307) wird wie folgt geändert:

1. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »in einem 
Amt der Besoldungsgruppe A 8« durch die Wörter 
»im ersten Beförderungsamt« ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter »in einem 
Amt der Besoldungsgruppe A 9« durch die Wörter 
»im zweiten Beförderungsamt« ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe »A 9« durch die 
Angabe »A 10« ersetzt.

2. In § 10 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »in einem 
Amt der Besoldungsgruppe A 11« durch die Wörter 
»im ersten Beförderungsamt« ersetzt.

3. In § 18 Absatz 1 werden die Wörter »in einem Amt der 
Besoldungsgruppe A 10« durch die Wörter »im ersten 
Beförderungsamt« ersetzt.

4. Die Anlage wird wie folgt gefasst:

»Anlage
(zu § 2 Absatz 3)

Ämter des Polizeivollzugsdienstes

Schutzpolizei Kriminalpolizei

1. Mittlerer Dienst

Polizeiobermeisterin /  
Polizeiobermeister

Polizeihauptmeisterin / 
Polizeihauptmeister

Erste Polizeihaupt-
meisterin / Erster Polizei-
hauptmeister 
(Besoldungsgruppe A 10)

Erste Polizeihaupt-
meisterin / Erster Polizei-
hauptmeister 
(Besoldungsgruppe A 10 
mit Amtszulage)

2. Gehobener Dienst

Polizeioberkommissarin / 
Polizeioberkommissar

Kriminaloberkommis sarin 
/ Kriminalober kommissar

Polizeihauptkommissarin 
/ Polizeihauptkommissar 
(Besoldungsgruppe A 11)

Kriminalhauptkommis-
sarin / Kriminalhaupt-
kommissar 
(Besoldungsgruppe A 11)
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Polizeihauptkommissarin / 
Polizeihauptkommissar 
(Besoldungsgruppe A 12)

Kriminalhauptkommis-
sarin / Kriminalhaupt-
kommissar 
(Besoldungsgruppe A 12)

Erste Polizeihauptkom-
missarin / Erster Polizei-
hauptkommissar

Erste Kriminalhaupt-
kommissarin / Erster 
 Kriminalhauptkommissar

3. Höherer Dienst

Polizeirätin / Polizeirat Kriminalrätin / Kriminal-
rat

Polizeioberrätin / Polizei-
oberrat

Kriminaloberrätin /  
Kriminaloberrat

Polizeidirektorin /  
Polizeidirektor

Kriminaldirektorin /  
Kriminaldirektor

Leitende Polizeidirektorin / 
Leitender Polizeidirektor

Leitende Kriminaldirekto-
rin / Leitender Kriminal-
direktor

Polizeivizepräsidentin / Polizeivizepräsident

Vizepräsidentin / Vizepräsident

–  des Präsidiums Technik, Logistik, Service der  
Polizei 1)

–  bei der Hochschule für Polizei Baden-Württemberg

–  des Landeskriminalamts 1)

Polizeipräsidentin / Polizeipräsident

Präsidentin / Präsident

–  des Präsidiums Technik, Logistik, Service der  
Polizei 1)

–  bei der Hochschule für Polizei Baden-Württemberg 2)

–  des Landeskriminalamts 1)

Landespolizeidirektorin / 
Landespolizeidirektor

Landeskriminaldirektorin / 
Landeskriminaldirektor

Inspekteurin der Polizei / 
Inspekteur der Polizei

Die mit 1) gekennzeichneten Ämter können sowohl den 
Laufbahnen des Polizeivollzugsdienstes im höheren 
Dienst als auch der Laufbahn des höheren Verwaltungs-
dienstes zugeordnet werden. Sie sind den Laufbahnen des 
Polizeivollzugsdienstes im höheren Dienst zugeordnet, 
wenn das jeweilige bisherige Amt der Beamtin oder des 
Beamten einer dieser Laufbahnen zugeordnet ist.

Das mit 2) gekennzeichnete Amt ist der Laufbahn des hö-
heren Polizeivollzugsdienstes zugeordnet, wenn es aus-
nahmsweise mit einer Beamtin oder einem Beamten die-
ser Laufbahn in Besoldungsgruppe B 3 besetzt wird.«

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 22. Februar 2023 Strobl

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Freiburg über den Schonwald »Bauernwald« 

(SW-Bauernwald-VO)

Vom 1. März 2023

Aufgrund von § 32 Landeswaldgesetz (Landeswald-
gesetz - LWaldG) in der Fassung vom 31. August 1995, 
zuletzt mehrfach geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 21. Juni 2019 (GBl. S. 161, 162), wird verordnet:

§ 1

Erklärung zum Schonwald

(1) Die in § 2 näher bezeichneten Flächen auf dem Ge-
biet der Stadt Bad Rappenau, Gemarkung Obergimpern 
und der Gemeinde Siegelsbach, Gemarkung Siegels-
bach, Landkreis Heilbronn, Regierungsbezirk Stuttgart 
werden zum Schonwald erklärt.

(2) Der Schonwald führt die Bezeichnung

»Bauernwald«.

§ 2

Schutzgegenstand

(1) Der Schonwald hat eine Gesamtfläche von rd. 113 ha. 
Seine äußere Grenze bildet der militärische Absperrzaun. 
Im Nordosten bildet die Süddeutsche Erdgasleitung die 
Außengrenze mit dem Abstand von 30 m ab Mitte der 
Erdgasleitung.

(2) Das Schutzgebiet liegt im Bundeswald ca. 1,3 km 
nordöstlich von der Gemeinde Bad-Rappenau, Ortsteil 
Obergimpern und ca. 2,3 km westlich von der Gemeinde 
Siegelsbach. Es beinhaltet die Flurstücke 4394/4 auf 
 Gemarkung Obergimpern und 5271/1 auf Gemarkung 
Siegelsbach je zum Teil. Sämtliche Flurstücke stehen im 
Eigentum der Bundesrepublik Deutschland (Bund).

(3) Die Grenzen des Schonwaldes sind in einer Über-
sichtskarte im Maßstab 1:25.000 mit durchgezogener 
schwarzer Linie mit Bürstensignatur sowie in einer De-
tailkarte im Maßstab 1:10.000 mit durchgezogener 
schwarzer Linie mit Bürstensignatur eingetragen. Die 
Karten sind Bestandteil dieser Verordnung.

§ 3

Schutzzweck

(1) Schutzzweck des Schonwaldes ist die Erhaltung und 
Entwicklung des Gebiets mit landschaftstypischen, reich 
strukturierten Laubwäldern sowie als Lebensraum für 
eine Vielzahl dort heimischer, zum Teil gefährdeter 
Pflanzen- und Tierarten (Kategorie: Bestockung, Flora, 
Fauna). 

(2) Der Schonwald dient insbesondere der Erhaltung, 
Entwicklung, Pflege und ggf. Wiederherstellung
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1. von alten, großkronigen Eichen und Buchen im Nor-
den und Nordwesten (Kategorie: Altholzerhalt),

2. von lichten Laubmischwäldern, naturnahen Laub-
mischwäldern mit hohen Eichenanteilen und seltenen 
Baumarten wie Elsbeere, Speierling und Feldahorn 
vorzugsweise im Westen (Kategorie: Bestockung, 
lichte Strukturen) sowie

3. von naturnahen Buchen- sowie von Eichen-Hainbu-
chen-Wäldern im Süden und Osten als Rückzugsraum 
und Lebensstätte zahlreicher Vogelarten (Kategorie: 
Bestockung, Fauna).

§ 4

Verbote

(1) Im Schonwald sind alle Handlungen verboten, die zu 
einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des 
Schutzgebietes oder seines Naturhaushaltes, zu einer 
nachhaltigen Störung oder zu einer Beeinträchtigung der 
wissenschaftlichen Erforschung des Schonwaldes führen 
oder führen können. 

(2) Insbesondere ist verboten:

1. Zum Schutz von Tieren und Pflanzen ist es verboten:

a. Pflanzen oder Pflanzenbestandteile einzubringen, 
zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören;

b. Standorte besonders geschützter Pflanzen durch 
Aufsuchen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche 
Handlungen zu beeinträchtigen oder zu zerstören;

c. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzu-
stellen, sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu fan-
gen, zu verletzen oder zu töten oder Puppen, Lar-
ven, Eier oder Nester oder sonstige Brut-, Wohn- 
oder Zufluchtsstätten dieser Tiere zu entfernen, zu 
beschädigen oder zu zerstören;

d. wildlebende Tiere an ihren Nist-, Brut-, Wohn- 
oder Zufluchtsstätten durch Aufsuchen, Fotografie-
ren, Filmen oder ähnliche Handlungen zu stören.

2. Verboten ist es, bauliche Maßnahmen durchzuführen 
oder vergleichbare Eingriffe vorzunehmen, wie

a. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung 
zu errichten oder ihnen gleichgestellte Maßnahmen 
durchzuführen;

b. Straßen, Fahrwege, Plätze oder sonstige Verkehrs-
anlagen anzulegen sowie Leitungen zu verlegen 
oder Anlagen dieser Art zu verändern;

c. fließende oder stehende Gewässer anzulegen, zu 
beseitigen oder zu verändern sowie Entwässe-
rungs- oder andere Maßnahmen vorzunehmen, die 
den Wasserhaushalt für die Vegetation verändern;

d. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder 
anzubringen mit Ausnahme behördlich zugelasse-
ner Beschilderungen.

3. Verboten ist es, die Bodengestalt zu verändern, insbe-
sondere durch Auffüllungen oder Abgrabungen.

4. Verboten ist es, Pflanzenschutzmittel, Düngemittel 
oder sonstige Chemikalien zu verwenden. Zulässig 
bleiben Bodenschutzkalkungen zur Erhaltung der 
Standortskraft bei einer Gefährdung des Waldökosys-
tems.

5. Insbesondere ist es verboten, Drohnen zu starten oder 
zu landen.

6. Weiter ist es verboten,

a. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu hinterlassen 
oder zu lagern;

b. Lärm, Luftverunreinigungen oder Erschütterungen 
zu verursachen.

(3) Der Schonwald bleibt als ursprünglich militärisch 
 genutzte Liegenschaft mit einem Zaun vor unbefugtem 
Betreten geschützt. Die Sperrverordnung des Bundes 
bleibt aufgrund von Gefahren für Leib und Leben durch 
Munitions- und Sprengstoffreste auf dem gesamten Ge-
biet insoweit in Kraft. Eine Erholungsnutzung findet 
nicht statt.

§ 5

Zulässige Handlungen

(1) Die ordnungsgemäße forstliche Bewirtschaftung des 
Schonwaldes bleibt unberührt. Sie hat so zu erfolgen, 
dass sie dem Schutzzweck nicht widerspricht und die be-
sonderen Schutz- und Pflegegrundsätze des § 6 beachtet 
werden. 

(2) Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd bleibt, so-
weit sie dem Schutzzweck nicht widerspricht, unberührt 
mit der Maßgabe, dass

1. für die natürliche Verjüngung der vorkommenden 
Waldgesellschaften angepasste Wildbestände herge-
stellt werden,

2. Hochsitze nur aus naturbelassenen Rundhölzern er-
richtet werden,

3. keine Fütterungen angelegt werden und

4. Kirrungen nur außerhalb gesetzlich geschützter Bio-
tope und außerhalb von Lebensstätten besonders ge-
schützter Arten in nicht durch Tritt und Eutrophierung 
gefährdeten Bereichen angelegt werden.

(3) Die Verbote des § 4 gelten weiter nicht für folgende 
Maßnahmen:

1. für behördlich angeordnete oder zugelassene Beschil-
derungen;

2. für Verkehrssicherungsmaßnahmen;

3. für eine ökologische Aufwertung der vorhandenen, 
mit Beton eingefassten Stillgewässer (ehemalige 
Löschwasserteiche) sowie für deren Umbau zur Min-
derung der Gefahr für Wildtiere;

4. für den Rückbau eines der bestehenden parallel ver-
laufenden Wege im Süden des Gebiets;
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5. für hoheitliche Maßnahmen zur Sicherstellung der mi-
litärischen Infrastruktur.

(4) Unberührt bleiben die zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Verordnung aufgrund besonderer Genehmi-
gungen und Rechte zulässigen Maßnahmen und bisher 
rechtmäßig ausgeübten Nutzung bestehender Einrichtun-
gen einschließlich deren Unterhaltung, Instandsetzung 
und Verkehrssicherung. Hierzu zählt insbesondere die 
vorhandene Photovoltaikanlage, die vom Schonwald 
umgeben ist, der Bau samt anschließender Pflege- und 
Unterhaltungsmaßnahmen an der Süddeutschen Erdgas-
leitung an der östlichen Grenze des Schonwaldes sowie 
ggf. erforderliche hoheitliche Maßnahmen (bspw. an 
Bunkeranlagen) für militärische Infrastruktur.

§ 6

Schutz- und Pflegegrundsätze; forstliche Maßnahmen

(1) Die ordnungsgemäße forstliche Bewirtschaftung des 
Schonwaldes orientiert sich an der beigefügten Zielzu-
standskarte, die Teil dieser Verordnung ist. Dabei sind 
folgende Schutz- und Pflegegrundsätze zu beachten:

 1. Bei der Bestandespflege ist die Baumartenvielfalt 
durch maßvolle Eingriffe zu fördern.

 2. Durch maßvolle Eingriffe sind lichte Strukturen vor 
 allem im Westen des Gebiets zu fördern.

 3. Seltene Baumarten, insbesondere Elsbeere, Speier-
ling, Feldahorn, Bergulme, Flatterulme werden ge-
fördert.

 4. Durch das Eschentriebsterben ausfallende Eschen 
werden nicht ersetzt. Größere Kalamitätsflächen sol-
len insbesondere mit Eiche und seltenen, gebietshei-
mischen Baumarten gefördert werden.

 5. Der Anteil standortsfremden Baumarten wird redu-
ziert.

 6. Im Schonwald erfolgt kein Anbau nicht lebensraum-
typischer Baumarten.

 7. Die Anteile von Altholz sowie von stehendem und 
 liegendem Totholz werden insbesondere im Norden 
und Nordwesten sowie in den naturnah bewirtschaf-
teten  Bereichen im Süden und Osten erhöht, soweit 
es die  Verkehrs- und Arbeitssicherheit zulässt.

 8. Waldbiotope sind dem Biotopschutz entsprechend zu 
 erhalten und zu pflegen.

 9. Über Teilflächengrenzen hinweg sollen naturnah ge-
staltete Waldränder an den inneren und äußeren 
Grenzen des Waldes ausgeformt und entsprechend 
den Bedürfnissen dort vorkommender oder sich an-
siedelnder Arten gepflegt werden.

10. Bodenschädigungen, insbesondere Bodenverdich-
tungen sollen durch angepasste Bewirtschaftung ver-
mieden werden.

11. Bestehende bauliche Einrichtungen wie z. B. Bunker 
können zurückgebaut oder zu einer der Natur dienen-

den Funktion (z. B. Fledermaushöhlen) umgenutzt 
werden.

§ 7

Forsteinrichtung; wissenschaftliche Betreuung

(1) Die für die Umsetzung der Schutz- und Pflegegrund-
sätze erforderlichen Maßnahmen sind durch die Forst-
einrichtung festzulegen und zu kontrollieren. Einzelhei-
ten können darüber hinaus bei Bedarf durch Pflegepläne 
konkretisiert werden. Diese sind jedoch nicht Bestandteil 
dieser Verordnung.

(2) Soweit vor Inkrafttreten dieser Verordnung be-
stehende Forsteinrichtungsplanungen den Schutzzielen 
dieser Verordnung entgegenstehen, werden diese mit 
 Inkrafttreten der Verordnung aufgehoben.

(3) Die wissenschaftliche Betreuung des Schonwaldes 
obliegt der Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt 
Baden-Württemberg.

(4) Aufgrund der militärischen Altlasten auf dem Ge-
lände sind alle Forschungsaktivitäten sowie jegliches 
Betreten durch Dritte mit dem Bundesforstbetrieb Heu-
berg abzustimmen. 

§ 8

Befreiungen

(1) Von den Vorschriften dieser Verordnung kann durch 
die höhere Forstbehörde Befreiung erteilt werden.

(2) Planungen und Maßnahmen der öffentlichen Gasver-
sorgung stehen den Schutzzwecken nach dieser Verord-
nung nicht grundsätzlich entgegen. Sie sind jedoch so zu 
führen und zu gestalten, dass die Belange des Regionalen 
Waldschutzgebietes berücksichtigt werden.

(3) Die Klärung von Einzelheiten bleibt den jeweiligen 
Genehmigungsverfahren vorbehalten.

§ 9

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 83 Abs. 3 LWaldG han-
delt, wer in dem Schonwald vorsätzlich oder fahrlässig 
eine der nach § 4 dieser Verordnung verbotenen Hand-
lungen vornimmt.

§ 10

Öffentliche Auslegung; Einsichtnahme

(1) Die Verordnung mit Karten wird bei der höheren 
Forstbehörde im Regierungspräsidium Freiburg (höhere 
Forstbehörde, Bertoldstraße 43, 79098 Freiburg) sowie 
beim Landratsamt im Landkreis Heilbronn (untere Forst-
behörde, Lerchenstraße 40, 74072 Heilbronn) für die 
Dauer von drei Wochen beginnend am Tag nach Verkün-
dung dieser Verordnung im Gesetzblatt zur kostenlosen 
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Einsicht durch jedermann während der Sprechzeiten öf-
fentlich ausgelegt.

(2) Die Verordnung mit Karten ist nach Ablauf der 
 Auslegungsfrist bei den in Absatz 1 bezeichneten Stellen 
zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während der 
Sprechzeiten niedergelegt.

§ 11

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Aus-
legungsfrist nach § 10 Abs. 1 in Kraft.

freiburg, den 1. März 2023      

 Regierungspräsidium Freiburg

 Schäfer
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